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(Nr. 11850.) Geſetz über die Niederſchlagung von Uuterſuchungen. Vom 27. Januar 1920. 


Die verfaffunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be⸗ 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


i 8 1. 
Gerichtlich eingeleitete Unterſuchungen, die infolge der beſonderen Verhält⸗ 
niſſe des Krieges ſeit mindeſtens dem 1. März 1917 ruhen oder längere Zeit 
geruht haben, können im Wege der Gnade niedergeſchlagen werden. 


9 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 27. Januar 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11851.) Geſetz über Erhebung von Zuſchlägen im Güter⸗ und Tierverkehre der preußiſch⸗ 
heſſiſchen Staatseiſenbahnen Vom 23. Februar 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
981. 
Die Staatseiſenbahnverwaltung wird ermächtigt, vom 1. März 1920 ab 
auf den preußiſch⸗heſſiſchen Staatseiſenbahnen im Güter⸗ und Tierverkehre zu den 
Geſetzſammiung 1920 (Nr. 11850 — 11854) i 11 
Ausgegeben zu Berlin den 28. Februar 1920. 


a 


jetzigen auf Grund der Geſetze vom 20. März 1918 Geſetzſamml. S. 19), vom 
9. März 1919 GEeſetzſamml. S. 50) und vom 24. September 1919 (Geſetzſamml. 
S. 155) erhöhten Frachtſätzen einen Zuſchlag bis zu 100 vom Hundert zu erheben. 


§ 2. 
Der Zuſchlag tritt ſpäteſtens gleichzeitig mit den Erhöhungen der Fracht— 
ſätze des Güter- und Tierverkehrs außer Kraft, die auf Grund der im § 1 
angegebenen Geſetze durchgeführt worden ſind. 


Berlin, den 23. Februar 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. 
Heine. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11852.) Verordnung über die Errichtung eines Landesſchätzungsamts. Vom 20. No- 
vember 1919. 


N Di Preußiſche Staatsregierung verordnet auf Grund des $ 18 des Schäßungs- 
amtsgeſetzes vom 8. Juni 1918 Geſetzſamml. S. 83), was folgt: 


91. 
Zur Unterſtützung der zuſtändigen Miniſter in der Verwaltung des Schätzungs⸗ 
weſens für Grundſtücke wird ein Landesſchätzungsamt errichtet. 


92. 

Das Landesſchätzungsamt iſt eine den zuſtändigen Miniſtern unmittelbar 
unterſtellte Behörde. Sie beſteht aus dem Vorſitzenden und ſeinem Stellvertreter 
ſowie aus den ordentlichen und außerordentlichen Mitgliedern, die ſämtlich von 
den zuſtändigen Miniſtern ernannt werden. Für den Vorſitzenden können auch 
mehrere Stellvertreter ernannt werden. 

Die Büro-, Kanzlei⸗ und Unterbeamten werden von dem Miniſter für 
Candwirtſchaft, Domänen und Forſten ernannt. 

Dieſer iſt auch befugt, Hilfsarbeiter zu berufen. 


83. 
Das Landesſchätzungsamt hat nach einer von den zuſtändigen Miniſtern 
zu erlaſſenden Anweiſung 
1. bei der Ausführung des Schätzungsamtsgeſetzes mitzuwirken, insbeſondere 
bei der Aufſtellung der Schätzungsgrundſätze, bei der Sammlung der 
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allgemeinen Schätzungsunterlagen und bei der Beaufſichtigung der 
Schätzungsämter, namentlich auch der Provinzial-(Bezirks-) Schätzungs⸗ 
ämter, 
2. den Ausbau des Schätzungsweſens zu fördern, 
3. Gutachten über Gegenſtände des Schätzungsweſens auf Erfordern des 
Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten zu erſtatten. 
Die zuſtändigen Miniſter können dem Landesſchätzungsamte weitere Aufgaben 
im Schätzungsweſen für Grundſtücke zuweiſen. 
Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten kann bei der 
Verwaltung des Schätzungsweſens die Mitglieder des Landesſchätzungsamts zur 
Erledigung beſonderer Aufträge heranziehen. 


94. 
Die zuſtändigen Miniſter können bei dem Landesſchätzungsamt einen Bei— 
rat einrichten, in dem wichtige Gegenſtände des Schätzungsweſens erörtert werden. 


§ 5. 
Dieſe Verordnung wird von den zuſtändigen Miniſtern ausgeführt. Von 
ihnen wird auch der Zeitpunkt der Errichtung des Landesſchätzungsamts beſtimmt 
und die Geſchäftsordnung des Landesſchätzungsamts feſtgeſtellt. 


§6. 

Zuſtändige Miniſter ſind der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, der Juſtizminiſter, der Miniſter für Volkswohlfahrt, der Miniſter des 
Innern und der Finanzminiſter. 

Die laufende Aufſicht über das „„ führt der Miniſter für 
Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Berlin, den 20. November 1919. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


(Nr. 11853.) Erlaß der Preußiſchen Staatsregierung, betreffend Anwendung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens beim Bau der Privatanſchlußbahn der Frankfurter 
Gasgeſellſchaft an den Bahnhof Frankfurt a. M. Weſt. Vom 31. Januar 1920. 


De Frankfurter Gasgeſellſchaft in Frankfurt a. M. iſt auf ihren Antrag durch 
Erlaß vom 17. Januar 1920 zum Bau eines Privatanſchlußgleiſes nach ihrem 
Betriebsgrundſtück am Bahnhofe Frankfurt a. M. Weit das Enteignungsrecht ver⸗ 
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liehen worden. Auf Grund der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren zur Beſchaffung von Arbeitsgelegenheit und zur Beſchäftigung 
von Kriegsgefangenen vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) und der 
dieſe abändernden Verordnungen vom 27. März 1915 (Geſetzſamml. S. 57), vom 
25. September 1915 GGeſetzſamml. S. 141), vom 10. April 1918 (Geſetzſamml. 
S. 41) und vom 15. Auguſt 1918 Geſetzſamml. S. 144) wird hierdurch beſtimmt, 
daß das vereinfachte Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verord⸗ 
nungen auf das vorbezeichnete Privatanſchlußgleis Anwendung findet. 


Berlin, den 31. Januar 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
8 am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. : 


(Nr. 11854.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der Notverordnung vom 30. Sep- 
tember 1918 über die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammer⸗ 
mitglieder durch die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung. Vom 
8. Januar 1920. 


De auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 erlaſſenen Verordnung vom 30. September 1918 
(Geſetzſamml. S. 151) über die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammer⸗ 
mitglieder hat die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung die Geneh⸗ 
migung erteilt. 

Berlin, den 8. Januar 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 


Hirſch. Fiſchbeck. Braun. Haeniſch. Südekum. Heine. 
am Zehnhoff. Oeſer. Stegerwald. 


Berichtigung. 
Auf Seite 1 des laufenden Jahrganges muß es in Zeile 11 von unten 
ſtatt „Reichsgericht“ heißen „Reichsgeſetz“. 
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